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Der Regierende Bürgermeister von Berlin
Senatskanzlei - Wissenschaft und Forschung -

Herrn Abgeordneten Franz Kerker (AfD)

über

den Präsidenten des Abgeordnetenhauses von Berlin

über Senatskanzlei - G Sen -

A n t w o r t
auf die Schriftliche Anfrage Nr. 18/ 23217
vom 20. April 2020
über Political correctness: Wissenschaft vom Ende her gedacht.
___________________________________________________________________

Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie folgt:

Vorbemerkung des Abgeordneten:
In der Schriftlichen Anfrage des Abgeordneten Adrian Grasse (CDU) zum Thema: Wie steht es um die Frei-
heit der Wissenschaft? [Drucksache 18/22901] antwortet der Senat auf die Frage nach seiner Haltung zu
den von Wissenschaftlern beklagten Zwängen zur "political correctness" an Hochschulen u.a. wie folgt:

"Zu 1.: Der Berliner Senat hat sich in der Vergangenheit immer für die unbeschränkte Wissenschafts- und
Forschungsfreiheit eingesetzt und wird diese verfassungsrechtlich verbürgte Freiheit auch zukünftig gewähr-
leisten. Zentrale politische, kulturelle und wissenschaftliche Anliegen, wie z.B. Gleichstellung, kulturelle und
epistemische Pluralität und nichtdiskriminierende Sprache, sollen in der wissenschaftlichen Diskussion stets
eine angemessene Berücksichtigung finden."

Hardy und Schamberger zufolge kommt der sogenannte "Sein-Sollen-Fehlschluss" in der Politik überra-
schend häufig vor. [Hardy, Jörg & Christoph Schamberger: Logik der Philosophie. Göttingen 2012. S.49-51.]
Sie verdeutlichen dies am Beispiel der Einführung von Studiengebühren.

Aus der Behauptung:

1.) "Die Einführung von Studiengebühren bringt für die Studenten Vorteile, etwa durch bessere Lehrangebo-
te."

folgere man fälschlich:

3.) "Studiengebühren sollen an jeder Universität eingeführt werden."

Aus Tatsachenbehauptungen folge aber zunächst einmal überhaupt nichts, was Gegenstand einer Forde-
rung, d.h. einer Aussage über ein "Sollen" sei. Die obige Aussage bedürfe einer zweiten, normativen Prä-
misse, die den Zusammenhang zwischen Sein und Sollen erst herstelle und begründe:

2.) "Wenn Studiengebühren Vorteile haben, dann sollen sie eingeführt werden."
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Ich frage den Senat:

I.) Die Tatsache:

1.) "Die Wissenschafts- und Forschungsfreiheit ist verfassungsrechtlich verbürgt."

verknüpft der Senat mit einer Forderung:

3.) "Das politische Anliegen nichtdiskriminierender Sprache soll in der wissenschaftlichen Diskussion Be-
rücksichtigung finden."

Der Senat wird gebeten, die fehlende zweite, normative Prämisse zu benennen, also den inhaltlichen Zu-
sammenhang zwischen Wissenschafts- und Forschungsfreiheit und "nichtdiskriminierender Sprache" anzu-
geben und damit seine Forderung zu begründen.

II.) Wenn die Politik (hier: der Senat) der wissenschaftlichen Diskussion "Anliegen" politischer Natur zu-
schreibt, so gibt sie ihr Ziele jenseits des wissenschaftlichen Erkenntnisinteresses vor, beschränkt damit also
die Wissenschafts- und Forschungsfreiheit.

Wie kann sie dann aber behaupten, eben diese zu gewährleisten?

Zu I und II. .:
Die zitierte Aussage des Senats stellt keine Forderung an die Wissenschaft dar, sondern
gibt die politische Überzeugung des Senats wieder, dass eine nichtdiskriminierende Spra-
che die Beiträge Aller in verschiedenen Kommunikationszusammenhängen würdigt. Die
sprachliche Gleichbehandlung ist für eine erfolgreiche Gleichstellung von unerlässlicher
Bedeutung.

Berlin, den 28. April 2020

In Vertretung
Steffen Krach
Der Regierende Bürgermeister von Berlin
Senatskanzlei - Wissenschaft und Forschung -


